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Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für Amtshandlungen und

sonstige öffentlich-rechtliche leistungen in weisungsfreien Angelegenheiten
(Verwaltungskostensatzung) in der Fassung vom 10. April 2024

Aufgrund von S 4 Sächsische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom

9. März 2018 (SächsGVBl. S. 621, die zuletzt durch Artikel L7 des Gesetzes vom

20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist, in Verbindung mit $ 8a

Sächsisches Kommunalabgabengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. MärzZOLB

(SächsGVBl. S. 115), das durch Artikel 2 Absatz 17 des Gesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl.

5. 245) geändert worden ist und der 95 M ft. des Sächsischen Gesetzes über Kommunale

Zusammenarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (SächsGVBl. S. 270),

das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134) geändert worden

ist, hat die Verbandsversammlung des Versorgungsverbandes Eilenburg-Wurzen am

10. Aprif 2024 folgende Satzung in Verbindung mit 5 4 Abs. 4 der aktuell gültigen

Verbandssatzung beschlossen :

9r
Begriffsbestimmungen

(1) Öffentlich-rechtliche Leistungen sind

1. Tätigkeiten, die der Versorgungsverband Eilenburg-Wurzen (im Folgenden:

Versorgungsverbandlim Sinne des S l Absatz 1SächsVwKG in Ausübung hoheitlicher

Gewalt mit Außenwirkung vornimmt (Amtshandlungen); eine Amtshandlung liegt

auch dann vor, wenn das Einverständnis einer Behörde, insbesondere eine

Genehmigung oder eine Erlaubnis, nach Ablauf einer bestimmten Frist auf Grund

einer Rechtsvorschrift als erteilt gilt,

2. sonstige Leistungen, die der Versorgungsverband im Sinne des 5 1 Absatz 1
SächsVwKG im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Verwaltungstätigkeit mit

Außenwirkung erbringt, insbesondere die Bereitstellung öffentlicher Einrichtungen

zur Benutzung.

(21 lndividuell zurechenbar ist eine Leistung, die

1. beantragt, sonst willentlich in Anspruch genommen oder zugunsten des

Leistungsempfängers erbracht wird oder

2. durch einen Tatbestand ausgelöst wird, an den eine Rechtsnorm die Befugnis zum

Tätigwerden des Versorgungsverbandes knüpft und die in einem spezifischen Bezug

zum Tun, Dulden oder Unterlassen einer Person oder zu dem von einer Person zu

vertretenden Zustand einer Sache steht.
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5z
Verwaltungskostenpflicht

(1) Der Versorgungsverband erhebt für Amtshandlungen und sonstige öffentlich-rechtlichen
Leistungen in weisungsfreien Angelegenheiten Verwaltungsgebühren und Auslagen
(Verwaltungskosten) nach den Vorschriften dieser Satzung und dem Kostenverzeichnis
(Anlage 1).

(2) Kostenregelungen in anderen Satzungen oder Vorschriften des Versorgungsverbandes

bleiben unberührt.

(3) Amtshandlungen sind auch dann verwaltungskostenpflichtig, wenn sie nicht im
Kostenverzeichnis enthalten sind. ln diesen Fällen wird eine Gebühr erhoben, die nach im

Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshandlungen zu bemessen ist.

(4) Für öffentlich-rechtliche Leistungen im Sinne des 5 1 Absatz 1 Nummer 2 SächsVwKG

werden Gebühren nur dann erhoben, wenn dies im Kostenverzeichnis bestimmt ist.

(5) Die Gebühr fällt für die jeweilige öffentlich-rechtliche Leistung einzeln an, auch wenn
diese zusammen mit anderen vorgenommen wird.

(6) Die Gebühr fällt für die jeweilige öffentlich-rechtliche Leistung ohne Rücksicht auf die Zahl

der beteiligten Personen nur einmal an.

(71 Eine Verwaltungskostenpflicht besteht auch, wenn ein auf die Vornahme einer öffentlich-
rechtlichen Leistung gerichteter Antrag oder ein Rechtsbehelf zurückgenommen wird
oder sich auf andere Art und Weise erledigt.

g3

Verwa ltu ngskostensch u ld ner

(1) Zur Zahlung der Verwaltungskosten ist derjenige verpflichtet:

1. dem die öffentlich-rechtliche Leistung individuell zuzurechnen ist,

2. der die Verwaltungskosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene oder
mitgeteilte Erklärung übernommen hat oder

3. der für die Verwaltungskostenschuld eines anderen kraft Gesetztes haftet.

(21 Mehrere Verwaltungskostenschuldner haften als Gesamtsch u ldner.

(3) Auslagen, im Sinne des 5 9 Abs. 1 die durch unbegründete Einwendungen eines

Beteiligten oder durch schuldhaftes Verhalten eines Beteiligten oder eines Dritten
entstanden sind, hat dieser zu tragen.

lieiii,2l9



9c
Verwaltungskostenverzeichnis, Höhe der Verwaltungsgebühr

(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühr richtet sich unter Berücksichtigung des

Verwaltungsaufwandes aller an der Amtshandlung bzw. öffentlich-rechtlichen Leistung
beteiligten Behörden und Stellen sowie nach der Bedeutung der Angelegenheit für die
Person, der die Amtshandlung bzw. öffentlich-rechtlichen Leistung zuzurechnen ist, nach
dem als Anlage zu dieser Satzung beigefügtem Kostenverzeichnis.

(21 Die Gebühren sind durch feste Sätze (Festgebühren), nach dem Wert des Gegenstandes,
auf den sich die öffentlich-rechtliche Leistung bezieht (Wertgebühren), nach dem
Zeitaufwand für die öffentlich-rechtliche Leistung (Zeitgebühr) oder durch Rahmensätze
(Rahmengebühren) zu bestimmen.

Bei Rahmengebühren hat die Festsetzungsbehörde die Gebühren gemäß 5 4 Absatz 2 und
5 SächsVwKG zu bemessen.

(3) lst eine Verwaltungsgebühr nach dem Wert des Gegenstandes der Amtshandlung bzw.
öffentlich-rechtlichen Leistung zu berechnen, so ist dieser zur Zeit der Beendigung der
Amtshandlung bzw. öffentlich-rechtlichen Leistung maßgebend.

Für Wertgebühren, für die im Kostenverzeichnis keine Gebühr vorgesehen ist, beträgt
diese l von Hundert des Gegenstandwertes.

(4) Der Venrvaltungskostenschuldner ist verpflichtet, die zur Festsetzung der
Verwaltungskosten erforderlichen Angaben wah rheitsgemäß und vollstä ndig zu machen

sowie die notwendigen Unterlagen in Urschrift oder beglaubigter Abschrift beizubringen.

9s
Umsatzsteuer

Unterliegt die Amtshandlung oder öffentlich-rechtlichen Leistung der Umsatzsteuer, werden
Verwaltungskosten zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer erhoben.
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9o
Entsteh ung der Verwa ltungskosten

(1) Die Verwaltungskosten entstehen mit der Beendigung der verwaltungskostenpflichtigen
Amtshandlung bzw. öffentlich-rechtlichen Leistung. In den Fällen, in denen mehrere
Amtshandlungen innerhalb eines Verfahrens getätigt werden, mit der Beendigung der
letzten kostenpflichtigen Amtshandlung bzw. öffentlich-rechtlichen Leistung. Bei

Zurücknahme oder Erledigung des Antrags oder Rechtsbehelfs entstehen
Verwaltungskosten zum Zeitpunkt der Rücknahme oder Erledigung.

(2) Wird die verwaltungskostenpflichtige öffentlich-rechtliche Leistung elektronisch erbracht
und wird der Leistungsempfänger innerhalb des elektronischen Verfahrens zur sofortigen
Zahlung aufgefordert, entsteht der Verwaltungskostenanspruch abweichend von Absatz

1 im Zeitpunkt dieser Aufforderung.
(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn der Versorgungsverband vor Beendigung einer

öffentlich-rechtlichen Leistung, für die nach dem Kostenverzeichnis eine Festgebühr bis

zu 100 Euro zu erheben ist, zur Zahlung auffordert.

Sz

Ve rwa ltu ngskoste nvorsch uss

(1) Der Versorgungsverband kann eine öffentlich-rechtliche Leistung, die auf Antrag
vorgenommen wird, von der Zahlung eines angemessenen Vorschusses abhängig

machen. Dem Antragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses zu

setzen. Wird der Vorschuss nicht binnen dieser Frist eingezahlt, kann der
Versorgungsverband den Antrag als zurückgenommen behandeln; darauf ist der
Antragsteller bei der Anforderung des Vorschusses hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht im
Rechts b e h e lfsve rfa h re n.

(2) Ein Vorschuss ist nicht anzufordern, wenn dem Antragsteller oder einem Dritten dadurch
ein wesentlicher Nachteil entstehen würde oder wenn es aus sonstigen Gründen der
Billigkeit entspricht. Bei Personen, die außerstande sind, ohne Beeinträchtigung des für
sie und ihre Familie notwendigen Unterhalts die Verwaltungskosten vorzuschießen, darf
ein Vorschuss nur gefordert werden, wenn der Antrag keine hinreichende Aussicht auf
Erfolg bietet.

s8
Fälligkeit

Die Verwaltungskosten werden einen Monat nach der Bekanntgabe der Verwaltungs-
kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht der Versorgungsverband einen

späteren Zeitpunkt bestimmt oder die Fälligkeit abweichend durch Vertrag geregelt ist.
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$g
Auslagen

(1) Auslagen sind Aufwendungen, die nicht regelmäßig im Zusammenhang mit der
Erbringung der Amtshandlung oder öffentlich-rechtlichen Leistung anfallen und deshalb

nicht nach $ 3 Absatz 1 zu dem in die Gebühr einzubeziehenden Verwaltungsaufwand
gehören, werden in der tatsächlich entstandenen Höhe als Auslagen erhoben. Als

Auslagen können unter den Voraussetzungen von Satz 1 insbesondere erhoben werden:

L. Vergütungen und Entschädigungen, die Sachverständigen, Dolmetschern,

Übersetzern, Zeugen und sonstigen Personen zustehen,

2. Aufwendungen für Post und Telekommunikationsdienstleistungen,

3. Reisekosten im Sinne der Reisekostenvorschriften und sonstigen Aufwendungen bei

der Ausführung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststelle,

4. Aufwendungen anderer Behörden oder anderen Personen.

(21 Auslagen im Sinne des Absatzes 1 werden auch dann erhoben, wenn der
Versorgungsverband aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung
oder aus ähnlichen Gründen an die anderen Behörden, Einrichtungen oder Personen

Zahlungen nicht zu leisten hat.

910
Anwendung von Bestimmungen des SächsVwKG

Gemäß S 8a Absatz 2 Sächsisches Kommunalabgabengesetz finden die $5 2, 3 Absatz 4 bis 6,

5 4 Absatz 2, 3 und 5, 95 6 bis 9, 11 bis 13, L5, L6,17 Absatz 1 bis 3 und 5, 55 18 bis 20, 22 und

23 des Sächsischen Verwaltungskostengesetzes vom 5. April 2019 (SächsGVBl. S. 245), in der
jeweils geltenden Fassung, bei der Erhebung von Verwaltungsgebühren und Auslagen nach

dieser Satzung entsprechend Anwendung.
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911
lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung gemäß aktuell gültiger
Verbandssatzung des Versorgungsverbandes in Kraft. Gleichzeitig tritt die

Verwaltungskostensatzung vom 18.12.1996 einschließlich aller Anderungen außer Kraft.

Eilenburg, 10. April 2024

&/C
Thomas Pöge

Verbandsvorsitzender
Versorgungsverbandes Eilenburg - Wurzen
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Hinweis nach 5 4 Abs.4 SächsGemO

Gemäß 5 4 Absatz 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens-und
Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von
Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften über die öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach 5 52 Absatz 2 SächsGemO wegen

Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in 5 4 Absatz 4 Satz 1SächsGemO genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift gegenüber dem

Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen
soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

lst eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf
der in 5 4 Absatz 4 Satz 1 SächsGem0 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend

machen.

Eilenburg, 10. April 2024

/(, q
Thomas Pöge

Verbandsvorsitzender

Versorgungsverbandes Eilenburg - Wurzen
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Anlage zur Satzung des VersoBungsverbandes Ellenburg-Wuzen tiber dle Erhebung von Venraltungskosten für Amtshandluhgen und
sonstige öffenülche-rechülche l.elstungen ln urelsungfrclen Angelegenhelten {Verwaltungskostensatzung) vom xx.ror.ä123

Kostenverzeichnis

Lfd. flr.
Tarif-
stelle

Gegenstand Elnhclt
Verwdtuntskosten ln

Euro

l.Alhemelnes
Verwahungs-

handeln

1. Elnsidrtsgewährung und Ausmnfte {sowclt dlese nldrt ln elnem gebohrenpflkfitBen verfaftren gewährt wlrdl

a) Erteilung von Auskünften, die über Auskünfte einfacher Art hinausgehen je Auskunft 35€ - 700€

2. Allgemelne Verwahuqstätlgkeit

a) tulordnung zur Erfüllung einer satzungsrechtlichen Verpfl ichtung 10€ - 250€

b) Erteilung einer B€freiung von einer satzungsrechüichen Verpfl ichtung 10€ - 2so€

c)
Erteilung nachträglicher Aufl agen, Widerruf / Rücknahme einer
Genehmigung, Erlaubnis, Zulassung, Verleihung oder Bewilligung

10€ - 250€

3. Fristwrlänterung

a)

Verlängerung einer Frist, deren Ablauf einen neuen Antrag auf Erteilung
einer gebührenpfl ichtigen Genehmigung, Erlaubnis oder Eewilligung
erforderlich machen würde

10% bis 25% der für
die Genehmigung,

Erlaubnis oder
Bewilligung

vorgesehen Gebühr,
mindestens 10€

b) Verlängerung einer Frist in anderen Fällen 10€ - 40€

4. Ertellung elner Zureltsörfü

a) Erteil ung ei ner Zweitschrift 10€ - 2s€

5. Wassen ersorgung

a) ZeitweiliBe Absperrung / Stilllegung 10€ - 250€

b) Wiederinbetriebnahme nach zeitweiliger Absperrung / Stilllegung 10€ - 250€

c) Aufwandsersatz bei Beschädigung / Verl ust der Messei nrichtung 10€ - 2so€

d) An-/Abfa hrts pauscha I e 20€ - 100€

e) Ausleihe eines Standrohr-/Hydrantenzählers 100€ - 250€

5. Ertellung von lnstallathnsgene hmEungen llnstallatlonsaussels)

a) Erteilung von lnstallationsgenehmigungen (lnstallationsausweis) 25€ - 50€

I.Sdrrelb'
arde3pn

1. Eereltstellung von Vervlelfählgungen (Absdrrlften und Austertl8ungen)

A ln Paplerformr von Sdrriftstildren und unbeghrbigten Ausaügen

bis Format DIN M je Seite 0,50 €

im Format DIN A3 je Seite 1€

für jede weitere Seite (bis Format DIN A4) je Seite o,2s

für jede weitere Seite im Format DIN Ag je Seite 0,s0€ - 10€

c ln elektronlscher Form

sofern die Datei bereits in elektronischer Form vorhanden ist je Datei 1,s0 €

wenn di e Datei a uf ei nem Datenüäger versa ndt wi rd je DatenträBer 5€

2.8€reltit€llungtegen{ibcrin912Abs.1Satz1Nr.2und3SädrsVwXGgenanntenJurbtlsdren(012Abs.1SatrZundAbs.2SädrsVwKG
fi ndet entspredrende Anwendung)

a)

Bereitstellung gegenüber in 5 12 Abs.1 Sau 1 Nr.2 und 3 SächsVwKG
genannten juristischen (9 12 Abs. 1 Satr 2 und Abs. 2 SächsVwKG findet
ents prechende Anwendungl

schrei bauslagenfrei
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n[€ 6st ittand Ehh.lt

Vcrurhuurlocten In
EüIo

1. Amtshendlungen lm volktrc&rngnarfdrren

a) Mahnung nach E 13 Abs.2 SächsVwVG 8€-40€

b) Ankilndigung Elnstellung wasserversorgung (910 Abs. 2 W\ß)
gem. Gebilhrentabelle
GVKoSG KV2O0 und
KV 701

c) Einstellung der Wasserversorgung (S10 Abs. 2 wvs) 40€ - 1.000€

dl
WiedcrinbeFiebnahme nach Enstellung der wasserversorgun8 (010 Abs. 3
wvsl 40€ - 1.000€

e) Vol lstreckungsankllndi gung 8€-40€

0 Pfändung gem. Sg 14, 15 SächsVwVG

mnn dlo Vornahm
drrAntshendlung bls

rudrai Stundan ln
AnrpMh nlmt

50€

cl Pfändung gem. SO 14, 15 Sächs\,r,vc

mnndlo vornahm€
derArntshandlunB

m.hrsls dFl Stundan

in&rspruch nlmmt

70€

h) Verwertung gem. S 15 SächVu^/G in Verblndung mit S 327 AO 95€

rl

Androhungvon Zwangsmltteln gem. I 20 Abs. 1 Satz 1 Sächsvurvc, soureit
sle nicht mlt dem Verwaltungsakt verbunden sind, durch den die Handlung
Duldunr oder Unterlassunc aufrceeben wird

70€-180€

D Festsetzung von zwangsgeld gem. S 22 Abs. 2 SächsWVG /t0€-1.@0€

kl
Anu/€ndung der zrirangsmlttel nErsatn ornahmen 8em.5 24 Abs. 1 Satz 1

Sächs\A,nVG baL "unmittelbarer Zwang'gem. $ 25 Abs. 1 Satz 1 SächsWVG
100€-1.000€

r) Wegnahme nach 927 Abs. 1 SächsWvG 55€

m)
Elnstellung und Beschränkung der Vollstreckung nach g 2a Abs. 1

Sächs\^rüG
kostenfrei
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